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Datenschutz und
selbstfahrende Autos
Gastkommentar
von RENÉ HUBER

Autos, die uns ohne unser Zutun selbständig und automatisch von
A nach B bringen, während wir – wie in der Bahn – arbeiten oder
gar schlafen, dürfte es wohl noch lange nicht geben. Hingegen gibt
es bereits heute Autos, die einen Teil der Fahraufgaben überneh-
men können – Fahren auf der Autobahn oder Einparkieren. Über-
nimmt Kollege Computer das Steuer, und es ereignet sich ein Un-
fall, stellt sich die Frage, wer für den Schaden haftet. Der Lenker?
Der Fahrzeughersteller? Oder kommt es auf die Umstände an –
wenn ja, auf welche?

Zur Klärung dieser Fragen zeichnen technische Systeme im
selbstfahrenden Auto zahllose Daten in einer Blackbox auf: über
den Zustand des Fahrzeugs, über das Funktionieren der Systeme,
über die Fahrumgebung und – ganz zentral – über denAspekt, wer
imMoment eines Unfalls das Fahrzeug steuerte bzw. hätte steuern
sollen. Wie sieht es mit demUmgang mit all diesen Daten aus? Im
Folgenden soll es darum gehen, was aus Sicht vonDatenschutz und
Datensicherheit vorzusehen ist.

Die Frage der Haftung, aber auch der Umgangmit den entspre-
chenden Daten sind zu klären. Hierfür braucht es eine gesetzliche
Lösung. Genau dies verlangen denn auch zwei politische Vor-
stösse, die im Juni im Nationalrat eingereicht wurden. Doch bevor
der Bundesrat die Welt neu erfindet, kann er einen Blick auf die
Rechtsordnung Deutschlands werfen. Denn der deutsche Gesetz-
geber hat das automatisierte Autofahren im Mai in einer Revision
des Strassenverkehrsgesetzes – als erster weltweit – in den Grund-
zügen geregelt. Gestützt darauf ergeben sich insbesondere die fol-
genden datenschutzrechtlichen Forderungen:

Die Daten sind in einer Blackbox im Fahrzeug selber aufzu-
zeichnen. Dort müssen sie auch verbleiben. Es soll ausgeschlossen

sein, dass die Daten laufend via Funk an den Fahrzeughersteller,
den Versicherer oder gar an eine Behörde übermittelt und durch
diese ausgewertet werden.

Der Grundsatz der Datensparsamkeit verlangt, dass über das
Fahrverhalten des Lenkers so wenig wie möglich aufgezeichnet
wird, somit nur diejenigenDaten, die für die Aufklärung eines Un-
falls zwingend erforderlich sind.

Die Daten gehören weder dem Fahrzeughersteller, dem Ver-
sicherer noch dem Staat, sondern grundsätzlich dem Fahrzeug-
halter. Ermuss darüber entscheiden können, werDaten unter wel-
chen Umständen einsehen bzw. auswerten darf – es sei denn, dies
sei im Gesetz ausdrücklich anders geregelt.

Soll es den Behörden erlaubt sein, bei Verstössen gegen Stras-
senverkehrsregeln Daten zu erheben und auszuwerten? Oder sol-
len Behörden Daten auswerten dürfen, um nach allfälligen Ver-
stössen gegen Regeln des Strassenverkehrsrechts – oder gar gegen
andere Gesetze – zu fischen? Aus Sicht des Datenschutzes müsste
dies ausgeschlossen sein.

Wie lange sollen Daten in der Blackbox gespeichert werden?
Die deutscheBundesregierung sah eineDauer von drei Jahren vor.
Das Parlament hat dieDauer auf sechsMonate verkürzt. Auch die-
ser Zeitraum scheint viel zu lang, müssten doch ein paar wenige
Tage vollauf genügen. Im Weiteren muss der Fahrzeughalter das
Recht und auch die Möglichkeit haben, alle aufgezeichneten
Daten jederzeit einsehen zu können.

Die Aufzeichnungen müssen vor unberechtigten Zugriffen,
Manipulationen und Hackerangriffen wirkungsvoll geschützt wer-
den, etwa durch Verschlüsselung aller Daten in der Blackbox, ist
doch die Datensicherheit von ganz entscheidender Bedeutung für
das Vertrauen der Autofahrer in diese Systeme.

Wollen wir hier nicht einen weiteren Datenkraken heranzüch-
ten, ist der Gesetzgeber gefordert. Er muss klare Grenzen setzen,
damit die Privatsphäre beim Autofahren auch zukünftig gewähr-
leistet ist.

René Huber ist Jurist und Geschäftsinhaber der Firma Recht und Informatik
in Zürich. Von 1999 bis 2014war er Datenschutzbeauftragter des Kantons Zug.
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Schiffszuschlag passt
nicht ins System

Der Verein zur Förderung des öffent-
lichen Verkehrs im Kanton Zürich
(VöV) hat bereits bei der Einführung
des Schiffszuschlags kritisiert, dass sol-
che Barzuschläge nicht ins System des
Zürcher Verkehrsverbunds (ZVV) pas-
sen, das dem Grundsatz «Ein Ticket für
alles» folgt. Es ist das einzige zusätzliche
Billett – ausser dem Nachtzuschlag –,
das im Kanton Zürich im öffentlichen
Verkehr existiert.

Ja, das Schifffahren auf dem Zürich-
see ist im Vergleich zu anderen Schwei-
zer Seen günstig – und damit verbunden
ist ein tiefer Kostendeckungsgrad (NZZ
4. 10. 17). Aber die Verantwortlichen
der Zürichsee-Schifffahrtsgesellschaft
haben keine einfache Aufgabe, leisten
gute Arbeit und möchten berechtigter-
weise Planungssicherheit. Argumentiert
wurde vor einem Jahr auch, der Schiffs-
verkehr sei nicht primär Berufsverkehr.
Das mag sein. Abgesehen davon, dass
eine Unterscheidung von Berufs- und
Freizeitverkehr keinen Sinn ergibt, sind
jedoch Querfahrten über den See, Küs-
nacht–Thalwil oder Meilen–Horgen
zum Beispiel, durchaus Pendlerstre-
cken. Machen solche Barzuschläge
Schule, etwa bei der Seilbahn Adliswil–
Felsenegg oder anderen, nicht kosten-
deckendenÖV-Linien, ist das ein schlei-
chenderAbschied vom grundsätzlich er-
folgreichen Zürcher Tarifverbund.

Ich unterstütze das permanente
Überprüfen von Aufgaben im öffent-
lichen Verkehr, auch allfällige Tarif-
anpassungen. Aber dieser «Schiffs-
Fünfliber» war eine überhastete Reak-
tion auf die Vorgabe des Zürcher Regie-
rungsrates, zur kantonalen Haushalt-
sanierung beizutragen.

Also weg mit dem Barzuschlag und
kreativere Lösungen erarbeiten: Tarif-
zonenanpassung ist eine davon.

Peter Anderegg, Dübendorf, Präsident
des Vereins zur Förderung des öffent-

lichen Verkehrs im Kanton Zürich

Dass der Schiffszuschlag klinisch tot ist,
ist wohl jedem Kantonsrat klar. Er ist
ein unüberlegtes, unlogisches Produkt
aus der hastig zusammengezimmerten
Leistungsüberprüfung 2016 (Lü 16).
Wie die NZZ zutreffend darstellt, sind
die Schiffstarife mit dem ZVV-Zonen-
tarif imAusflugsverkehr imVergleich zu
andern Seen sehr günstig. Also muss
dort der Hebel angesetzt werden. Den
heutigen Schiffszuschlag von fünf Fran-
ken aber nach der Rasenmähermethode
einzuziehen, ist unzulässig. Die NZZ
verschweigt die Tatsache, dass kein
anderer Schweizer See seine General-
abonnentenmit einem solchenZuschlag
konfrontiert. Also ist dieses grosse Seg-
ment der Schiffsbenützer abgewandert
auf andere Seen, weil der Zürichsee un-
attraktiv geworden ist. Dafür braucht es
keine teuren Studien und schon gar
nicht ein Abwarten der Jahresrechnung
2017 mit nachfolgendem Aussitzen der
Misere, wie es die FDP genehm machen
will. Die Wirtschaftspartei sollte wissen,
dass ein Unternehmen, das von einem
plötzlichen Umsatzrückgang von sagen-
haften 35 Prozent betroffen ist, sogar
während eines laufenden Geschäfts-
jahres Sofortmassnahmen ergreift und
die Defizitwelle nicht zwei volle Jahre
vor sich her schiebt.

Der Wirbel um den verunglückten
Schiffszuschlag muss auch im Kontext
zu andern Objekten der Lü 16 gesehen
werden. Am 24. September haben die
Stimmbürger den Pendlerabzug bei den
Kantons- und Gemeindesteuern auf
5000 Franken festgesetzt. Der regie-

rungsrätliche Antrag sah eine Beschrän-
kung auf 3000 Franken vor, wie bei der
direkten Bundessteuer. Statt 90 Millio-
nen wie geplant nehmen nun Kanton
und Gemeinden nur 54 Millionen Fran-
ken ein, also 40 Prozent weniger. Trotz-
dem befand der Finanzdirektor, es sei
ein gefreuter Abstimmungstag gewesen.
Die Autopendler werden also – im
Gegensatz zu den Schiffsbenützern –mit
Samthandschuhen angefasst. Wennman
nun den handstreichartig Ende 2016 ein-
geführten Schiffszuschlag, der mit bloss
3 Millionen Franken zu Buche steht,
ebenso rasch wieder abschafft, so wäre
das ein gefreuter Tag für Tausende von
Schiffsbenützern. Der ZVV könnte
dann eine seriöse neue Vorlage aus-
arbeiten und bereits bei der Präsenta-
tion sagen, mit welcher Frequenzein-
busse zu rechnen ist.

Christoph Maag, Zürich

Zeit für alternative
Schienenmontagen
Monatelang sind wir in Zürich schon
Zeugen der Tramschienenerneuerung
am Central und am Stauffacher. Durch
das intensive Befahren und durch das
moderne Rollmaterial werden diese
Schienen in zirka zehn Jahren mit Kom-
pressoren wieder herausgelöst werden
müssen. Wissenschafter der ETH arbei-
ten an Raumfahrtprogrammen und
anderen zukunftsorientierten Projek-
ten. Wäre es da nicht an der Zeit, dass
alternative Schienenmontagen entwi-
ckelt würden? Die SBB schaffen es mit
weit schwererem Rollmaterial, die
Schienen durch Verschraubung auf dem
Schotterbett betriebssicher zu montie-
ren. Damit die Tramspuren der VBZ
auch von Bussen und Autos befahren
werden könnten, gäbe es heute gewiss
alternative Materialien zum Asphalt.
Abgesehen von den monatelangen Ver-
kehrsbehinderungen sind in der Zu-
kunft solche aufwendigen Erneuerungs-
arbeiten kaum mehr finanzierbar.

Alois Haslimann, Zürich

Zuerst das Fressen,
dann die Moral
Unter demTitel «Nur ja keine Verluste»
erklärt uns die NZZ (6. 10. 17) ein-
drücklich, weshalb «die sonderbare Psy-
chologie desMenschenReformen in der
Schweizer Politik» erschwert: So könn-
ten einmal gewährte Privilegien, z. B.
Subventionen, Löhne oder Renten,
kaum mehr angetastet werden, weil der
Mensch – ökonomisch gesehen – an
irrationaler Verlustaversion «leide».
«Doch aus evolutionsbiologischer Sicht
mögen die starke Verlustaversion und
der Besitzeffekt nützlich gewesen sein,
[. . .] weil [dadurch] die Wahrscheinlich-
keit des Aussterbens der eigenen geneti-
schen Linie verringert [werde].» Bert
Brecht formulierte dieses Phänomen
mit der Kurzformel: «Zuerst das Fres-
sen, dann die Moral.» Dieses Verhalten,
meint nun die NZZ, gereiche den Men-
schen in der «Überflussgesellschaft
Schweiz» möglicherweise nicht mehr
zum Vorteil. Verdutzt fragt man sich, ob
es sich bei dieser Hypothese um ein
(freudsches) Plädoyer für eine Suffi-
zienzgesellschaft handelt. Oder sogar
um die aufkeimende Ahnung, dass die
Mechanismen der Marktwirtschaft nur
unter der Prämisse der Knappheit (aus-

genommen die «freien Güter») funktio-
nieren. Könnte es also sein, dass sich der
Autor insgeheim die Frage stellt, ob die
Theorien von Adam Smith nur gelten,
solange die ökologischen Ressourcen
endlos geplündert werden können, um
den «Wohlstand der Nationen» (auf
Kosten der Umwelt) zu gewährleisten?

Jean-Pierre Jaccard, Augst

Kein Bürgerkrieg
in der Ukraine
Die Botschaft der Ukraine hat mit gros-
sem Interesse den Gastkommentar von
Lars-Erik Cederman zum Sezessions-
konflikt in Spanien, «Gewaltspirale ver-
hindern» (NZZ 5. 10. 17), gelesen. Zu
unserem Bedauern enthält der Beitrag
einigeUngenauigkeiten inBezug auf die
Entwicklung in der Ukraine. So schil-
dert der Autor Beispiele von Konflikten
in Europa, bei «denen keine Konzessio-
nen offeriert» wurden. Er erwähnt dabei
«die Aufhebung von Russisch als Amts-
sprache in der Ukraine 2014. Die Ver-
schärfung derMinderheitspolitik (habe)
in diesen Fällen massgeblich zum Aus-
bruch von Bürgerkriegen beigetragen.»

In diesem Zusammenhang möchten
wir ausdrücklich darauf hinweisen, dass
es keine Aufhebung vom Russischen als
Amtssprache in der Ukraine gab und
dass Russisch überhaupt keine Rechts-
stellung einer Amtssprache in der
Ukraine innehatte, sondern nur den Sta-
tus einer Regionalsprache besass, laut
demGesetz über Grundlagen der natio-
nalen Sprachenpolitik von 2012. Die
Aufhebung dieses Gesetzes, das im Bei-
trag wohl gemeint wird, wurde zwar
nach demMaidan-Umbruch vom ukrai-
nischen Parlament im Februar 2014 ver-
abschiedet, trat jedoch nie in Kraft man-
gels Unterschrift des Staatsoberhauptes.

Es gab damals auch keine Verschär-
fung der Minderheitspolitik in der
Ukraine, die zum Ausbruch eines «Bür-
gerkrieges» hätte führen können – eine
weitere falsche Behauptung im Text.

Die ganze demokratische Weltge-
meinschaft weiss doch, was in der
Ukraine passiert ist: Es handelt sich
nicht um einenBürgerkrieg, sondern um
eine bewaffnete Aggression Russlands,
vorerst verdeckt bei der Besetzung der
Krim und später offenmit dem hybriden
Krieg in der Ostukraine. Es ist ein zwi-
schenstaatlicher Konflikt, der von Russ-
land begonnen und befeuert wurde und
bis heute anhält.

Ostap Yukhymovych, Botschaft
der Ukraine, Bern, Geschäftsträger a. i.


